






Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 320 
- Tucherstraße - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 11.02.1994 Es gilt die BauNVO 1990 

Die gemäß § 8 (3) 1 und 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vorgesehenen Ausnahmen werden 
gem. § 1 (6) 2 BauNVO allgemein zulässig. 

Die gemäß § 8 (3) 3 BauNVO vorgesehene Ausnahme (Vergnügungsstätten) wird nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanes. 

Von den allgemein zulässigen Gewerbebetrieben aller Art sind Einzelhandelsbetriebe gem. § 1 (5 und 
9) BauNVO ausgeschlossen. 

Ausnahmsweise können Einzelhandelsbetriebe zugelassen werden, sofern sie der Versorgung der in 
diesem Gebiet Beschäftigten mit Gütern des täglichen Bedarfs dienen oder in unmittelbarem räum-
lichem und betrieblichem Zusammenhang mit Handwerks-, produzierenden oder verarbeitenden Ge-
werbebetrieben stehen. 

Nebenanlagen gem. § 14 (1) BauNVO und Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen 
zulässig. 

Zum Schutz der außerhalb des Plangebietes liegenden Wohngebiete wird das Gewerbegebiet gem.  
§ 1 (4) 2 BauNVO wie folgt gegliedert: 

1. Unzulässig sind im gesamten Gewerbegebiet Anlagen der Abstandsklassen I und II der Abstands-
liste zum Runderlaß des Ministers für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft NW vom 
21.03.1990 - MBI. NW 1990 S. 504 - und Anlagen mit ähnlichem Störgrad. 

2. In einem Abstand bis 700m zur Wohnbebauung sind darüber hinaus auch alle Anlagen der Ab-
standsklasse III der o. g. Abstandsliste und Anlagen mit ähnlichem Störgrad nicht zulässig. 

3. In einem Abstand bis 500 m zur Wohnbebauung sind zusätzlich noch alle Anlagen der Abstands-
klasse IV der o. g. Abstandsliste und Anlagen mit ähnlichem Störgrad nicht zulässig. 

4. Ausnahmsweise können in den jeweiligen Bereichen Anlagen der nächsthöheren Abstandsklasse 
zugelassen werden, wenn im Einzelfall die Einhaltung entsprechend niedriger Immissionswerte 
nachgewiesen wird oder wenn nach neueren Erkenntnissen der Störgrad eine Verringerung des 
Abstandes zuläßt. 

Gem. § 9 (1) 25 BauGB sind auf den Gewerbegrundstücken folgende Pflanzmaßnahmen vorge-
schrieben: 

1. Zur Beschattung der privaten Stellplätze ist für je 4 - 6 Stellplätze oder 100 -150 qm Stellplatzfläche 
ein bodenständiger Baum zu pflanzen und zu erhalten. 

2. Mindestens 20% der Grundstücksfläche ist zu begrünen. Hierauf kann die mit Pflanzgeboten be-
legte Fläche angerechnet werden. Die darüber hinausgehenden Flächen sind zu 25 - 50% mit bo-
denständigen Sträuchern zu bepflanzen, die verbleibende Fläche muß als Blumenwiese angelegt 
werden. Je 150qm Grünfläche ist ein bodenständiger Baum mit dem Mindeststammumfang 
18/20cm zu pflanzen. 

3. Für die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern entlang den Erschließungsstraßen 
ist folgende Grüngestaltung vorgeschrieben: 

- Im 2,50 m tiefen Streifen, gemessen von der straßenseitigen Baugrenze, sind durchgehend bis 
auf die notwendigen Grundstückszufahrten bodenständige Laubgehölze zur Abpflanzung der 
dahinter anschließenden Einfriedungen bzw. Gebäude anzupflanzen. 



- Der restlich verbleibende 5 m tiefe Streifen bis zur Straßenbegrenzungslinie ist durchgehend bis 
auf die notwendigen Grundstückszufahrten als Blumenwiese, Wildrasenfläche oder als boden-
deckende Pflanzung anzulegen. 

- In dem insgesamt 7,50 m tiefen Streifen sind bodenständige Alleebäume - Hochstämme, Min-
deststammumfang 18/20 cm, mindestens ein Baum auf 20 m Frontlänge, mindestens ein Baum 
pro Grundstück, anzupflanzen. Zusätzlich zu den Baumpflanzungen sind baumartig, gewachse-
ne bodenständige Gehölze, mindestens 2,00/2,50m hoch, eine Dreiergruppe auf 20 m Front-
länge, mindestens eine Dreiergruppe pro Grundstück, anzupflanzen. 

Das Plangebiet wird gem. § 9 (1) 24 Baugesetzbuch (BauGB) als Fläche für besondere bauliche Vor-
kehrungen zum Schutz vor Lärmbelästigungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes fest-
gelegt. 
Folgender passiver Lärmschutz ist vorgeschrieben: 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung: 

 liegen im Lärmpegelbereich IV gem. DIN 4109. Zum Schutz der Aufenthaltsräume muß 
das bewertete Schalldämmaß Rw für Außenwände in Wohnungen, Beherbergungs-
stätten u. ä. mindestens 40 dB betragen, für Büroräume ist das Maß um 5 dB zu verrin-
gern. 

Alle nicht gekennzeichneten Fassaden liegen im Lärmpegelbereich III bzw. II gem. DIN 
4109. Zum Schutz der Aufenthaltsräume in Wohnungen, Beherbergungsstätten u. ä. 
muß das bewertete Schalldämmaß Rw für Außenwände mindestens 35 dB betragen, 
für Büroräume ist das Maß um 5 dB zu verringern. 

Sind für Schlafräume schalldämmende Fenster erforderlich, so ist auch eine schalldämmende Lüftung 
vorzusehen. 

Hinweise: 

Das Plangebiet liegt im Bereich der geplanten Wasserschutzzonen IIIa und IIIb der Wassergewin-
nungsanlage Rheinbogen. 

Im Plangebiet ist mit der Aufdeckung archäologischer Bodendenkmäler zu rechnen. Die wissenschaft-
liche Untersuchung, Ausgrabung und Bergung (einschl. Dokumentation) der bei Bodenbewegungen 
auftretenden archäologischen Bodenfunde und -befunde ist zu gewährleisten. 
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